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Kapitel 1
Einleitung

Angelika Diezinger

Für viele junge Menschen verläuft der Übergang von der Schule in Ausbil-
dung und Beruf nicht reibungslos. Unsicherheiten, Orientierungsschwierig-
keiten, Umwege und Erfahrungen des Scheiterns nehmen in dieser Über-
gangsphase zu. Nicht alle jungen Frauen undMänner können diese Situation
alleine bewältigen, sondern sind auf Hilfe und Unterstützung, unter Einbe-
zug ihrer Ressourcen, angewiesen. Diese Unterstützung leisten Professionelle
wie Ehrenamtliche: Sie engagieren sich in verschiedenen Maßnahmen und
Angeboten, um berufliche Perspektiven zu eröffnen und Kompetenzen zu
vermitteln. Auf der Seite der professionellen Helfer_innen spielen Fachkräfte
der Sozialen Arbeit eine wichtige Rolle. Das Arbeitsfeld in dem sie tätig wer-
den, ist die Jugendberufshilfe, die Benachteiligtenförderung oder auch die
(berufliche) Integrationsförderung. Aufgrund seiner Unüberschaubarkeit
und Vielfalt wird dieses Arbeitsfeld auch als Maßnahmendschungel oder
„Black Box“ bezeichnet (Bojanowski, Eckert 2012).

Das Anforderungsprofil an die Soziale Arbeit in diesem Bereich ist ebenso
vielfältig wie anspruchsvoll: Neben allgemeinem professionsspezifischem
Fach- und Methodenwissen sind arbeitsfeldspezifische Fachkenntnisse und
Kompetenzen erforderlich. Es gilt, den Ansprüchen der jungen Frauen und
Männer im Übergangssystem gerecht zu werden, die sozio-ökonomischen
und rechtlichen Rahmenbedingungen des Handlungsfeldes der Unterstüt-
zungsmöglichkeiten zu erkennen und organisatorische Aufgaben der Maß-
nahmeträger zu berücksichtigen. Die vorliegende Einführung basiert auf den
Lehrerfahrungen, die die Autor_innen im Studienbereich „Soziale Arbeit in
den Integrationshilfen“ an der Hochschule Esslingen gemacht haben, und
stellt die zentralen Inhalte dieses Studienbereiches vor.

Das Kapitel 2 umfasst eine erste Problembeschreibung des Übergangs Ju-
gendlicher und junger Erwachsener zwischen Schule und Beruf. Der Begriff
der „Benachteiligung“ wird kritisch reflektiert und die unterschiedlichen An-
sätze und Zielsetzungen sozialpädagogischer Übergangsmaßnahmen werden
erläutert. Abschließend werden soziologische und psychologische Aspekte
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der Lebensphase Jugend zusammengefasst, die das Grundlagenwissen für
eine reflektierte Praxis mit der Zielgruppe im Arbeitsfeld darstellen.

Das Kapitel 3 thematisiert zunächst die Strukturen der Arbeitswelt, in de-
nen sich junge Menschen beruflich orientieren und entscheiden müssen, die
sie selbst jedoch nicht beeinflussen können. Im Mittelpunkt stehen die insti-
tutionellen Rahmenbedingungen der Erwerbsarbeit: die Strukturen des Ar-
beitsmarkts und das Berufskonzept sowie die sich änderndenAnforderungen
an Arbeitskräfte. Anschließend werden die Strukturen des Berufsbildungs-
systems vorgestellt und empirische Ergebnisse zu Übergangsverläufen kri-
tisch reflektiert. Berufsorientierung und berufliche Sozialisation werden ab-
schließend als individuelle Auseinandersetzung mit diesen Bedingungen
analysiert.

In Kapitel 4 liegt der Schwerpunkt auf den rechtlichen Aspekten der In-
tegration von förderungsbedürftigen jungen Menschen in die Arbeitswelt.
Nach einer bewusst kurz gehaltenen Einführung in die relevanten Rechtsge-
biete, werden zunächst die gesetzlichen Grundlagen für Fördertatbestände
im SGB III und SGB II dargestellt. Anschließend erfolgen einige Hinweise
zur Trägerzulassung und den Grundsätzen des Vergaberechtes. Das Thema
Jugend und Beruf ist ebenfalls im SGB VIII verankert. Besonders soll hierzu
die Abgrenzung zum SGB III und SGB II erläutert werden. Praxisrelevant
sind weiter Leistungen des Europäischen Sozialfonds sowie diejenigen, wel-
che hierzu ergänzend oder selbstständig im Rahmen von Bundes-, Landes-,
oder Kommunalprogrammen erfolgen. Die gesetzlichen Vorgaben der hier
genannten Regelungen lassen in der Umsetzung regelmäßig ein Ermessen
der Verwaltung zu. Die Fragen, wann dies der Fall ist, und welche Grenzen
gelten, sollen zudem in diesem Kapitel beantwortet werden.

Das Kapitel 5 umfasst ausgewählte theoretische undmethodische Ansätze
für die Soziale Arbeit im Übergang zwischen Schule und Beruf. Die Auswahl
anerkennungstheoretischer, übergangstheoretischer partizipativer und dienst-
leistungsorientierter Ansätze und des Capabilities Approach wird im Hin-
blick auf die komplexen Anforderungen im Arbeitsfeld begründet. Korres-
pondierend dazu, werden ausgewählte methodische Ansätze, die sich
besonders gut für die Soziale Arbeit mit jungen Frauen und Männern im
Übergangssystem eignen, vorgestellt. Abgeschlossen wird mit für die Ziel-
gruppe notwendigen migrationstheoretischen Überlegungen.

Die organisatorischen Aufgaben der Maßnahmeträger stehen im imMit-
telpunkt. Um die Grundlagen für ein Management von Einrichtungen und
Angeboten in den beruflichen Integrationshilfen behandeln zu können, wer-
den zuerst die zentralen sozialpolitischen und arbeitsfeldbezogenen Bedin-
gungen für den Bereich der Integrationshilfen aufgezeigt. Die Implikationen
für das Management, die sich aus der Definition des professionellen Han-
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delns als personenbezogene soziale Dienstleistung ergeben, werden anschlie-
ßend vorgestellt und für berufliche Integrationshilfen spezifiziert. Darauf
folgt eine grundlegendeAnalyse des Sozialmanagements, die ebenfalls wieder
an den Aufgaben der Integrationshilfen konkretisiert wird.

Kapitel 7 nimmt das Thema Qualitätsmanagement auf, dessen Relevanz
auch für die nicht-gewinnorientierten Einrichtungen der Sozialwirtschaft
deutlich gestiegen, und inzwischen eine Schlüsselaufgabe des Managements
geworden ist. Nach der Klärung zentraler Begrifflichkeiten werdenQualitäts-
dimensionen und -ansprüche für das Arbeitsfeld operationalisiert und kon-
krete Formen des Qualitätsmanagements dargestellt.

Im abschließenden Kapitel 8 werden die in diesem Buch vorgestellten
multidisziplinären Ansätze noch einmal aus einer kompetenztheoretischen
Perspektive zusammengefasst.

Die Autor_innen hoffen, mit diesem Ansatz zur Orientierung in der Jugend-
berufshilfe beizutragen und damit die Vorbereitung auf eine berufliche Tä-
tigkeit in diesem Bereich zu verbessern.

Wir bedanken uns bei Katharina Härtter für Recherche- und Korrekturar-
beit, bei Andreas Karl Gschwind für die Erstellung der Karikaturen und gra-
fische Unterstützung sowie bei Swantje Kubillus für die sorgfältige Bearbei-
tung des Manuskripts und für die Redaktion.

Esslingen im April 2014

Literatur
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Kapitel 2
Soziale Arbeit in der Integrationshilfe:
multidisziplinäre Annäherung

Ulrike Zöller

Im folgenden Kapitel wird ein Überblick über die Soziale Arbeit in den Ar-
beitsfeldern Jugendberufshilfe, Benachteiligtenförderung undÜbergangssys-
tem gegeben. Dabei wurde teilweise auf einen Artikel der Verfasserin von
2012 zurückgegriffen mit dem Titel: „Ansatzpunkte eines pädagogischen
Konzepts zur Vorbereitung auf das Praxisfeld Benachteiligtenförderung im
Bachelorstudium der Sozialen Arbeit“ (Zöller/Müller 2012).

Es wird deutlich, dass Soziale Arbeit mit sogenannten benachteiligten Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen in einem komplexen Arbeitsgebiet
stattfindet, mit unterschiedlichen multiprofessionellen Akteurinnen und
Akteuren und wissenschaftlichen Disziplinen. Soziale Arbeit mit benachtei-
ligten Jugendlichen ist von hoher gesellschaftlicher Relevanz, da sich hier be-
sonders stark Exklusionsprozesse und Folgen sozialer Ungleichheit zeigen,
die sich im gesamten Lebensverlauf fortsetzen können (Solga/Menze 2013).
Für Soziale Arbeit entsteht hier die Aufgabe, eine professionelle Haltung zwi-
schen staatlicher Kontrolle und Hilfeleistung einzunehmen und zwischen
diesen beiden Polen lebensbewältigende Konzepte für die betroffenen Ju-
gendlichen im Sinne einer tragfähigen biografischen Perspektive zu entwi-
ckeln (Böhnisch 2012).

In den weiteren Ausführungen wird eine Definition von sozialer Benach-
teiligung verfolgt, die davon ausgeht, dass von sozialer Benachteiligung dann
gesprochen werden kann, wenn „die Möglichkeiten des Zugangs zu allge-
mein verfügbaren und erstrebenswerten sozialen Gütern und/oder zu sozia-
len Positionen […] dauerhafte Einschränkungen erfahren und dadurch Le-
benschancen der betroffenen Individuen und Gruppen oder Gesellschaften
beeinträchtigt […]“ werden (Kreckel 2005, S. 1731).

Der Begriff „Benachteiligung“ hat durchaus eine stigmatisierende Wir-
kung, im Besonderen, da er im pädagogischen Bereich lange Jahre defizitär
verwendet wurde.
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Es existieren eine Vielzahl an disziplinären Begriffszuweisungen für Ju-
gendliche mit marginalisierenden, risikobehafteten Bildungsbiografien am
Übergang von Schule in Ausbildung und Erwerbstätigkeit. Einerseits finden
sich zurzeit Begriffe, die die Jugendlichen mit einem Zusatz ergänzend be-
schreiben, wie Jugendliche mit Lernschwierigkeiten, Jugendliche mit
schlechten Startchancen, Jugendliche mit besonderem Förderbedarf und Ju-
gendliche mit Multiproblemlagen. Andererseits werden diese Jugendlichen
unter anderem auch als Risikoschüler, Randgruppen, Theoriegeminderte,
Praxisbegabte, und Ausbildungsunreife bezeichnet. Beim Nichterreichen
von Schulabschlüssen auch als Drop-Outs (Spieß/Tredop 2008, S. 10). Der
nicht ganz unproblematische Benachteiligtenbegriff wird trotzdem von den
Autorinnen und Autoren vorgeschlagen, da er im sozialpädagogischen Dis-
kurs der Jugendsozialarbeit und in der Benachteiligtenförderung sowie im
gesetzlichen Rahmen fest verankert ist. Außerdem impliziert er eine anzu-
strebende soziale Gerechtigkeit und weist auf soziale Ungleichheit hin. Er
lenkt den Blick auf strukturelle Bedingtheiten von Lern- und Leistungsprob-
lemen und kann dazu beitragen die individualisierende „Versagensperspek-
tive“ zu entschärfen (Spieß/Tredop 2008, S. 10).

2.1 Problembeschreibung

In den letzten Jahren haben internationale Vergleichsstudien wie PISA (Pro-
gramme for International Student Assessment), der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und IGLU (Interna-
tionale Grundschul-Lese-Untersuchung) darauf hingewiesen, dass in der
Bundesrepublik soziale Herkunft und meist damit verbunden institutionelle
diskriminierende Praxen (Diefenbach 2007/2010; Gomolla/Radtke 2010)
über den Bildungserfolg von jungen Menschen entscheiden. Gezeigt wurde
dabei, dass es in jedem Staat einen Zusammenhang zwischen der schulischen
Leistung und der sozialen Herkunft gibt. Die Studien wiesen jedoch auch da-
rauf hin, dass dieser Zusammenhang in keinem der beteiligten OECD-
Länder so eng wie in Deutschland war (Valtin 2008, S. 12). Auch die aktuelle
Analyse von PISA 2012 zeigt, dass in Deutschland nach wie vor ein substan-
tieller Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Kompetenz besteht,
der sich jedoch im Rahmen des OECD-Durchschnitts bewegt. Ein hohes
Kompetenzniveau bei geringer Koppelung an die soziale Herkunft ist noch
nicht erreicht. In allen Erhebungsrunden waren die Kompetenzen der Ju-
gendlichen mit Migrationsgeschichte niedriger als die der autochthonen Ju-
gendlichen. Erfreulich ist aber, dass sich die Disparitäten wegen Zuwande-
rung abschwächen (Prenzel et al. 2013, S. 9f.). Die betroffenen Jugendlichen
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kommen doppelt so häufig aus sozial benachteiligten Haushalten und weisen
doppelt so häufig einen Migrationshintergrund auf, wie es jeweils ihrem An-
teil in der Bevölkerung Deutschlands entspricht (Expertenrat „Herkunft und
Bildungserfolg“ 2011, S. 125). Sozial benachteiligte Kinder und Jugendliche
und insbesondere Kinder und Jugendliche mit Migrationsgeschichte, absol-
vieren das deutsche Bildungssystem nicht nur deshalb mit geringem Erfolg,
da sie häufig schlechtere Voraussetzungen mitbringen und weniger Unter-
stützung im Elternhaus, z.B. in der Lesesozialisation oder der Sprachförde-
rung erfahren, sondern auch durch Barrieren in den Schulen, die zur Diskri-
minierung und damit zur Bildungsbenachteiligung führen. Hier muss be-
rücksichtigt werden, dass es zwischen den einzelnen Migrationsgruppen
deutliche Unterschiede gibt. Dies verdeutlicht die Sinus-Studie zu Migran-
tenmilieus von 2008 (Sinus Sociovision, 2008). Menschen mit Migrations-
hintergrund in Deutschland sind bezüglich ihrer sozialen Lage, ihrer kultu-
rellen Orientierungen und ihrer Lebensauffassungen und -weisen eine sehr
heterogene Gruppe.

Ein bedeutungsvoller Benachteiligungsfaktor ist beispielsweise das er-
höhte Armutsrisiko von Kindern alleinerziehender Eltern. Nach Daten des
Mikrozensus sind Familien mit alleinerziehenden Eltern zudem häufig von
Erwerbslosigkeit betroffen (Tillmann/Gehne 2012, S. 18). In diesem Zusam-
menhang ist es interessant darauf hinzuweisen, dass sich einer Studie des
Caritasverbandes (2012) zufolge, in Zusammenarbeit mit dem Rheinisch-
Westfälischen Institut für Wirtschaftsforschung (RWI), in der Faktoren un-
tersucht wurden, die einen statistisch erwiesenen Einfluss auf die Zahl der
Schulabgänger_innen haben, die allgemeine Arbeitslosenquote signifikant
auf die Quote der Schulabgängerinnen und -abgänger ohne Hauptschulab-
schluss auswirkt (neue caritas spezial 2012). Gerade für die skizzierten Grup-
pen von Kindern wirkt sich die frühe, nach vier Jahren folgende, Selektion
von der Grundschule in die weiterführende Schule prekär aus. Ebenso die
frühe Aufteilung in hierarchisch gegliederte Schulformen und die damit ein-
hergehenden schulischen Auslesemechanismen, die die soziale Segregation
der Heranwachsenden fördern (Ottersbach 2012, S. 72; Valtin 2008, S. 12).
Dies belegt die international vergleichende TIES-Studie, die aufzeigt, dass
Schulsystememit den Faktoren Ganztagsschule, gemeinsames Lernen bis zur
8. Klasse und individueller Didaktik Kontextfaktoren wie Migrationshinter-
grund, Sprachfähigkeiten, elterliche Bildungs- und Einkommensunterschie-
de irrelevant machen (Herzog-Punzenberger/Schnell 2011). Die prekäre Bil-
dungssituation in der Bundesrepublik hat direkte Auswirkungen auf die
Ausbildungssituation der Jugendlichen. Zahlreiche Studien belegen, dass
sich der Übergang in eine vollqualifizierende Ausbildung für Jugendliche mit
maximal einem Hauptschulabschluss zunehmend schwieriger gestaltet, trotz
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der demografischen Entwicklung hinsichtlich der geburtenschwachen Jahr-
gänge. Jugendliche ohne allgemeinbildenden Schulabschluss oder mit einem
Hauptschulabschluss haben weiterhin große Schwierigkeiten, einen betrieb-
lichen Ausbildungsplatz zu finden (Ottersbach 2012, S. 73) und sind mit feh-
lenden oder niedrigen Bildungsabschlüssen auf ihrem Lebensweg mit vielfäl-
tigen Problemen konfrontiert. Nach Tillmann und Gehne (2012) beträgt der
Erwerbslosenanteil unter der Bevölkerung mit allgemeinbildendem Ab-
schluss laut Statistik des Mikrozensus für das Jahr 2009 etwa fünf Prozent.
Demgegenüber ist der Anteil der Erwerbslosigkeit unter den Bürgerinnen
und Bürgern ohne Schulabschluss annähernd doppelt so hoch. Ferner kann
von etwa acht Prozent der Gesamtzahl der jungen Menschen im Alter zwi-
schen 15 und 30 Jahren ausgegangen werden, die ohne Schulabschluss er-
werbslos sind (ebd., S. 16).

Ein weiteres ausgrenzungsbezogenes Risikomerkmal stellt das Fehlen ei-
nes berufsqualifizierenden Abschlusses dar (ebd., S. 17). Zur Situation von
Ausbildungsbewerberinnen und -bewerbern kann festgehalten werden, dass
den Bewerberinnen und Bewerber ohne Ausbildungsplatz unbesetzte Aus-
bildungsstellen gegenüber stehen (ebd.). Diese Situation kann als Folge un-
terschiedlicher Passungsprobleme und, was Jugendliche mit Migrationsge-
schichte betrifft, auch als Folge weiterer diskriminierender Praxen angesehen
werden (Boss-Nünning 2011, S. 241). Die Daten legen offen, dass geringe Bil-
dungsressourcen für die spätere Platzierung auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt klar von Nachteil sind. Verdeutlicht wird hier, dass gerade be-
nachteiligte Jugendliche oft nicht von der inzwischen günstigeren Lage auf
dem Ausbildungsstellenmarkt profitieren können. Besondere Exklusionsri-
siken wegen der stringenteren Sanktionspraxis in dieser Altersgruppe zeigen
sich in der Zahl der ALG 2 Empfängerinnen und -Empfänger unter 25 Jahren
(Skrobanek et al. 2010; Tillmann/Gehne 2012, S. 15f.).

Der Expertenrat „Herkunft und Bildungserfolg“ für das Land Baden-
Württemberg (2011) konstatiert, dass sich Bildungsarmut in Deutschland
weniger über einen unzureichenden allgemeinbildenden Schulabschluss de-
finiert, als vielmehr über einen fehlendenAusbildungsabschluss (Expertenrat
2011, S. 125; Solga, 2004, 2005; Giesecke/Heisig/Allmendinger, 2009). Junge
Erwachsene, die keinen Ausbildungsabschluss vorweisen können, sind lang-
fristig am Arbeitsmarkt benachteiligt, was sich an einem extrem hohen Ar-
beitslosigkeitsrisiko und einem geringen Einkommen zeigt. Daraus resultiert
ein erhöhtes Armutsrisiko für sich und langfristig für die eigenen Kinder. Die
sozialen Teilhabechancen sowie die Teilhabe am wirtschaftlichen und kultu-
rellen Leben sind eingeschränkt. Dies setzt sich bis in gesundheitliche Beein-
trächtigungen im Alter fort (ebd., S. 125). Die Jugendlichen müssen sich
jedoch auf einem Ausbildungsmarkt behaupten, auf dem die Betriebe nach
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Leistungsgesichtspunkten über die Vergabe der Ausbildungsplätze entschei-
den und leistungsschwächeren Jugendlichen, je nach Herkunft und Zuwan-
derergeneration, eher selten eine Chance geben (Gaupp/Lex/Reisig 2011,
S. 12f.). Hier zeigt sich ein strukturelles Paradoxon. Während weiterhin eine
substantielle Zahl von Jugendlichen mit Problemen beim Übergang von der
Schule in die Berufsausbildung existiert, wird es auch immer mehr Betriebe
geben, die ihre Auszubildenden durch den demografischenWandel aus einer
stetig geringeren Zahl von Bewerberinnen und Bewerbern auswählen müs-
sen (Schneider 2009). Selbst bei einer ausgeglichenen Angebots-Nachfrage-
Relation auf dem Ausbildungsmarkt oder gar bei einer höheren Ausbil-
dungsnachfrage im Vergleich zu verfügbaren Ausbildungssuchenden wird
sich die schwierige Situation von Jugendlichen mit niedrigen Schulabschlüs-
sen nicht deutlich verbessern (Expertenrat 2011, S. 125, Solga/Menze 2013).
Die Integrationschancen der sogenannten bildungsfernen Jugendlichen ha-
ben sich trotz intensiver Benachteiligtenförderung und anhaltender Schulre-
formen weiter verschlechtert (Schneider 2009). Ebenso hat sich die Struktur
des Übergangssystems trotz aller Bemühungen nur wenig verändert (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Die in unterschiedlichen Ab-
schnitten einer Bildungsbiografie eingeschlagenen Wege unterscheiden sich
insbesondere nach Geschlecht, sozialer Herkunft und Migrationsstatus. Sie
führen zu Disparitäten der Bildungsbeteiligung und damit zu Unterschieden
in den Bildungs- und Lebenschancen (Oehme 2009, Expertenrat Baden-
Württemberg 2011). Die betroffenen Jugendlichen und jungen Erwachsenen
sind die Verliererinnen und Verlierer im immer härter werdenden Wettbe-
werb um die knappen Ausbildungsstellen. Es lässt sich festhalten, dass durch
den Strukturwandel der Arbeitsgesellschaft die institutionellen Inklusions-
mechanismen in Bezug auf Bildung und Ausbildung, Beschäftigung und so-
ziale Sicherung an ihre Grenzen geraten (Oehme, 2009, S. 254). Menschen
befinden sich immer häufiger vorübergehend in sozialen Problemlagen. Ne-
ben dem Personenkreis, der durch Langzeitarbeitslosigkeit und/oder Grund-
sicherung dauerhaft vom gesellschaftlichen Leben, das sich am sogenannten
Normallebenslaufmit der Fixierung auf denArbeitsmarkt und Erwerbsarbeit
orientiert, ausgeschlossen ist (Oehme 2009, S. 55), tritt die neue Gruppe der
Personen, die sich im Prinzip in der Gesellschaft befinden, aber permanent
vom Ausschluss bedroht sind (Kraemer und Speidel 2005). Die Bewältigung
der daraus folgenden diskontinuierlichen Lebensverläufe wird weiterhin
durch soziale Herkunft bestimmt (Expertenrat Baden-Württemberg 2011).
Solche zunehmenden segregativen Erscheinungen stehen im starken Gegen-
satz zu der Inklusions- und Integrationsaufgabe des Bildungswesens. Die
Auswirkungen bekommt die Praxis Sozialer Arbeit täglich zu spüren. Die
Frage nach der Ermöglichung einer sozialen und gesellschaftlichen Teilhabe
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stellt sich hier im hohen Maße (Autorengruppe Bildungsberichterstattung
2010). Soziale Arbeit steht vor der Anforderung, einen eigenen Ansatz zu
entwickeln, der versucht, auf die dargestellte Spaltungs- und Exklusionsprob-
lematik der heutigen Arbeitsgesellschaft eine Antwort zu finden (Oehme
2009).

2.2 Begriffsklärungen

Soziale Arbeit im Bereich Integration von jungen Frauen und Männern in
die Arbeitswelt lässt sich mit den Begriffen Benachteiligtenförderung, Über-
gangssystem, Übergangsmanagement, Jugendsozialarbeit und Jugendberufs-
hilfe kennzeichnen. Jeder Begriff hat eigene (sozial-)pädagogische Implikati-
onen. Deshalb ist es notwendig, die Begriffe zu erläutern, fachlich einzuord-
nen und voneinander abzugrenzen.

2.2.1 Benachteiligtenförderung

Für das breite Spektrum an Angeboten, Maßnahmen und Förderkonzepten
im Bereich der Hilfen beim Übergang in Ausbildung und Beruf hat sich der
Begriff „Benachteiligtenförderung“ etabliert. Dieser Begriff war ursprünglich
ausschließlich bezogen auf das Konzept der „sozialpädagogisch orientierten
Berufsausbildung“ (BiBB 2010, S. 251), also auf die Angebote der „Berufsaus-
bildung in außerbetrieblichen Einrichtungen“ (BaE) und der „ausbildungs-
begleitenden Hilfen“ (abH). Mittlerweile ist der Begriff Überschrift für das
ganze „Spektrum der Angebote, die sich an Jugendliche mit Förderbedarf
wenden“ (ebd.), die auch für solche jungenMenschen konzipiert wurden, die
aufgrund der schwieriger werdenden Ausbildungsmarktlagen nicht in Aus-
bildung eintreten können und als marktbenachteiligt gelten (BiBB 2013,
S. 254).

Die Debatte um den Begriff und das System der Benachteiligtenförderung
dreht sich um die Frage, inwieweit dieser Förderbereich, der seiner Zielset-
zung nach Selektion und Benachteiligung entgegenwirken soll, nicht selbst
gerade dieses dadurch bewirke, dass er durch seinen Sondercharakter Ju-
gendliche, die sich in diesem System befinden, stigmatisiere.

Das Fördersystem, dass nicht nur inhaltlich, sondern auch strukturell als
schier unüberschaubar scheint, wird zum einen gespeist durch Angebote, die
nach den Sozialgesetzbüchern II, III und VIII entwickelt werden, zum ande-
ren verdanken sie sich aber darüber hinaus aus einer Vielzahl von Program-
men und Förderinitiativen auf europäischer, bundes-, landes- und auch
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kommunaler Ebene. Dabei unterscheiden sie sich im Hinblick auf ihre
Dauer, ihre Reichweite, ihren Finanzierungshintergrund und ihre inhaltliche
Ausrichtung sehr. So kann also nicht von einem einheitlichen Fördersystem
gesprochen werden, allenfalls von zentralen Handlungsfeldern.

Benachteiligtenförderung lässt sich als Sammelbegriff verstehen, „der
schulische und außerschulische berufsbezogene Fördermaßnahmen der ver-
schiedenen Träger, Akteure und Institutionen umgreift“ (Bojanowski/
Eckardt/Ratschinski 2004, S. 2). Die Fördermaßnahmen beziehen sich dabei
in der Regel auf eine Gruppe Jugendlicher, die „wegen individueller Prob-
leme (z. B. Lernprobleme oder Verhaltensauffälligkeiten) oder wegen un-
günstiger sozialer Lebensverhältnisse (familiäre Probleme, Arbeitslosigkeit,
etc.) in Schwierigkeiten geraten sind“ (ebd., S. 2). Die Bildungs-, Qualifizie-
rungs- und Förderangebote sind im Schnittbereich von Arbeitsmarkt, Bil-
dung und der Jugendberufshilfe angesiedelt. DieMaßnahmenwerden öffent-
lich finanziert und zum Teil durch Auftragnehmer wieWeiterbildungsträger
umgesetzt (Bundesinstitut für Berufsbildung und Forschung, o.J.). Das
Handlungsfeld der Benachteiligtenförderung umfasst das gesamte Spektrum
der Angebote, die sich an Jugendliche mit Förderbedarf wenden wie Berufs-
orientierung, Berufsvorbereitung, Berufsausbildung und berufliche Nach-
qualifizierung (ebd.). Nach wie vor setzen viele Programme für eine Förde-
rung die Feststellung individueller Benachteiligungen voraus, z.B. eine sozia-
le Benachteiligung, keinen Hauptschulabschluss oder einen Migrationshin-
tergrund. Andere Angebote, insbesondere in der Berufsorientierung, wenden
sich an ein breiteres Spektrum von Zielgruppen (Hauptschülerinnen und
Hauptschüler) oder präventiv an alle Jugendlichen (ebd.). Der Begriff Be-
nachteiligtenförderung steht wegen seiner selektiven und stigmatisierenden
Wirkung in der Kritik (ebd.). Die dominante Benachteiligtenorientierung
wird zugunsten der Erkenntnis, dass die Übergänge in die Arbeitswelt in ei-
nem umfassenden Sinne für sehr viele Jugendliche und junge Erwachsene
problematisch geworden sind, im Rahmen der Jugendsozialarbeit überwun-
den (Kruse 2011). Im Jahre 2009 betraf dies, nach der Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2010, über 400.000 Jugendliche (Walther 2013).

2.2.2 Übergangssystem

Mit dem Begriff Übergangssystem werden die Strukturen des Übergangs von
der Schule in den Beruf beschrieben. Während sich die Übergangsforschung
mit diesem Begriff auf die Gesamtheit der gesellschaftlichen Akteurinnen
und Akteure, Strukturen und Prozesse, die sich mit jungen Frauen undMän-
nern im Erwerbsleben beschäftigten, bezog (Stauber/Walther 2011, S. 1704),
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verengte sich der Begriff mit der Einführung der nationalen Bildungsberichte
(2006, 2008, 2010) auf diejenigen Jugendlichen und Erwachsenen, denen der
Einstieg in Ausbildung oder Erwerbsarbeit nicht gelingt (Stauber/Walther
2011, S. 1704).

Unter demÜbergangssystem nach dieser Sichtweise werden die verschie-
denen Maßnahmen außerschulischer Träger wie berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen (BvB), schulische Bildungsgänge, die keinen qualifizie-
renden Berufsabschluss anbieten, wie das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) und
das Berufsgrundschuljahr (BGJ) sowie teilqualifizierende Angebote wie die
Berufsfachschule (BFS), die auf eine anschließende Ausbildung als erstes Jahr
angerechnet werden können, oder Voraussetzung zur Aufnahme einer voll-
qualifizierenden Ausbildung sind, zusammengefasst. Darüber hinaus existie-
ren Förderangebote in Ausbildungsbetrieben, wie die Einstiegsqualifizierung
(EQ), die durch betriebliche Praxis den anschließenden Einstieg in das regu-
läre Berufsausbildungssystem erleichtern sollen. Sie werden gegenüber den
Bildungsgängen, die einen qualifizierenden beruflichenAbschluss vermitteln
(duales System) sowie vollschulischer Ausbildungen (Schulberufssystem) ab-
gegrenzt (Schroeder/Thielen 2009, S. 20; Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2008). Im Lebensverlauf können sich noch weitere Übergänge erge-
ben wie der Übergang zwischen Ausbildung und Beruf oder der Übergang
von Erwerbslosigkeit oder Familientätigkeit im Erwachsenenalter in den Be-
ruf. Diese Übergänge werden um die dargestellte Definition des Übergangs-
systems ergänzt und in der Tabelle 2-1 aufgenommen, die einen Überblick
über mögliche Übergänge in den Beruf im Lebensverlauf, Strukturen des
Übergangssystems, Zielsetzungen und verschiedene (sozial-)pädagogische
Arbeitsgebiete geben soll. Anhand der Tabelle wird deutlich, dass es inner-
halb des Übergangssystems verschiedeneMöglichkeiten undWege der Über-
gänge in die Arbeitswelt im Lebensverlauf geben kann, die nicht zwangsläufig
verlaufen, da ein Ausstieg jederzeit möglich ist. Ein Übergang in die nächste
Kategorie erfolgt dann, wenn die Ziele, nämlich die Aufnahme einer Ausbil-
dung, beziehungsweise Beschäftigung aus der davor stattfindenden Katego-
rie, nicht erfüllt sind, das heißt, wenn es weiteren Unterstützungsbedarf gibt.

Lex und Geier (2010) verstehen als Übergangssystem die Gesamtheit aller
Akteure (Personen, Institutionen, Bildungsgänge und Angebote), die Über-
gänge von der Schule in Ausbildung vorbereiten, unterstützen, begleiten oder
umsetzen. Diese Definition wird an dieser Stelle hervorgehoben, da sie alle
Jugendlichen in den Blick nimmt, die sich im Übergang Schule und Beruf
befinden. Hier wird ausdrücklich ein defizitärer Blick in der Unterscheidung
zu den nationalen Bildungsberichten vermieden. In Zusammenhang mit
demÜbergangsmanagement werden die aufgeführten Arbeitsgebiete der Ta-
belle 2-1 erweitert.
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Tabelle 2-1: Mögliche Übergänge in den Beruf im Lebensverlauf

2.2.3 Übergangsmanagement

Um Ausbildungslosigkeit zu verhindern, sollen durch ein regionales Über-
gangsmanagement die Übergangswege von der Schule in die Ausbildung ver-
bessert werden. Erforderlich ist hierfür eine enge Koordination und Koopera-
tion zwischen den Institutionen, die für die Ausgestaltung dieser Über-
gangswege in den unterschiedlichen Übergangsmaßnahmen verantwortlich
sind (Braun et al. 2012). Ein flexibles, aber verlässliches Regelsystem soll er-
probt undbisherige Einzelmaßnahmen sollen zusammengeführtwerden.Dau-
erhafte, vernetzte Strukturen für die passgenaue Beratung und Vermittlung
von Jugendlichen, sowie die Abstimmung regionaler Qualifizierungsangebote
unterschiedlicher Akteure werden dazu entwickelt. Ziel des Übergangsmana-
gements ist, die Schnittstellen zwischen den einzelnen in derTabelle aufgeführ-
ten (sozial-)pädagogischen Arbeitsgebieten zu optimieren, um Bildungszeiten
nicht unnötig zu verlängern und die eingesetzten Ressourcen besser zu nutzen
(Bundesinstitut für Berufsbildung und Forschung, o. J.). Einbezogen werden
hierbei alle regionalenAkteurinnen undAkteure desÜbergangssystems. Einen
zentralen Part nehmen dabei die allgemeinbildenden Schulen im Rahmen der
Berufsorientierung und der Bildungs- und Berufswegeplanung durch Schul-
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sozialarbeit sowie eine Lotsenfunktion der Lehrpersonen ein. Die Schulen ko-
operieren dabei mit einer Vielzahl von Institutionen, nämlich Betrieben, Be-
rufsberatungen, berufliche Schulen, Kammern sowie Trägern der Jugendhilfe
bzw. der Jugendsozialarbeit. Viele Projekte zur Berufsorientierung werden in
gemeinsamer Arbeit von Schule und Jugendsozialarbeit unter der Beteiligung
freier Träger durchgeführt. Als weitere Akteurinnen und Akteure lassen sich
die Berufsschulen, die Agenturen für Arbeit und Berufsberatung, die Träger
der Grundsicherung (Jobcenter undOptionskommunen), die Jugendämter im
Zusammenhang mit den Leistungen für die Jugendsozialarbeit, die kommu-
nale Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung und Betriebe und Organisati-
onen der Wirtschaft aufzählen (Braun/Wieland 2010). Maßnahmen der Ju-
gendberufshilfe schließen sich nach der allgemeinbildenden Schule und dem
BVJ und BGJ in den staatlichen Berufsschulen an.

2.2.4 Jugendsozialarbeit/Jugendberufshilfe

Jugendsozialarbeit nach § 13 SGBVIII ist ein Sammelbegriff für unterschied-
liche Arbeitsfelder wie Eingliederungshilfe, Jugendsozialarbeit mit Jugendli-
chen mit Migrationserfahrung, geschlechtsspezifische Sozialarbeit, aufsu-
chende Sozialarbeit/Straßensozialarbeit, Schulsozialarbeit, Soziale Arbeit in
Jugendwohnheimen und Jugendberufshilfe (Galuske 2005).

Die Jugendberufshilfe ist daher ein sozialpädagogisches Handlungsfeld
innerhalb der Jugendsozialarbeit (Stauber/Walther 2011, S. 1705). Die Ziel-
gruppe der Jugendberufshilfe wird nach demKJHG in § 13 SGB VIII mit den
Termini „soziale Benachteiligung und individuelle Beeinträchtigung“ be-
wusst weit umrissen. Die Angebote der Jugendberufshilfe richten sich an Ju-
gendliche bzw. junge Erwachsene, die besonderer pädagogischer Betreuung
bedürfen, um den Übergang von der Schule in den Beruf zu bewältigen. In
der Regel je nach Förderungsart bis zum 25. bzw. 27. Lebensjahr. Als sozial
benachteiligt angesehen werden insbesondere Förderschülerinnen und -
schüler ohne Schulabschluss, Absolventinnen und -absolventen eines Berufs-
vorbereitungsjahres (BVJ), Abbrecherinnen und Abbrecher von Maßnah-
men des Jobcenters sowie schulischer und beruflicher Bildungsgänge, Lang-
zeitarbeitslose, junge Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen,
junge Menschen mit Sozialisationsdefiziten, ausländische junge Menschen
und Aussiedlerinnen und Aussiedler (mit Sprachproblemen), junge Men-
schenmit misslungener familiärer Sozialisation sowie durch gesetzliche Rah-
menbedingungen benachteiligte Mädchen und junge Frauen. Jugendliche
mit Migrationshintergrund fallen insbesondere unter die Gruppe der sozial
Benachteiligten (Granato/Münk/Weiß 2011, S. 18).
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Individuelle Beeinträchtigungen können physischer, psychischer oder
sonstiger persönlicher Art sein wie Lernbeeinträchtigungen, -störungen und
-schwächen, Leistungsbeeinträchtigungen, -störungen und -schwächen so-
wie Entwicklungsstörungen (Pätzold/Wingels 2006).

Junge Menschen gelten als marktbenachteiligt, wenn sie zwar Ausbil-
dungspotential haben aber keine Ausbildungsstelle wegen sozialräumlicher
Voraussetzungen finden können und deswegen in die Zielgruppe der Ju-
gendberufshilfe fallen.

Nach SGB VIII hat jeder junge Mensch „ein Recht auf Förderung seiner
Entwicklung und Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit“ (SGBVIII, § 1Abs. 1). Jugendhilfe hat dabei den
Auftrag, junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu
fördern und dazu beizutragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzu-
bauen (§ 1 Abs. 3 Satz 1). Für jungeMenschen, die zum Ausgleich sozialer Be-
nachteiligungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in
erhöhtemMaße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen imRahmen der Ju-
gendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische
und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale
Integration fördern (§ 13 Abs. 1). Jugendsozialarbeit, hat als Teil der Jugend-
hilfe selbstverständlich all deren generelle Aufgaben zu erfüllen. Sie fokussiert
die soziale Integration durch die Hilfe für junge Menschen bei deren Zugang
zur beruflichen Qualifikation, zur Arbeitswelt und zur Erwerbstätigkeit. Die
Jugendberufshilfe kümmert sich dabei um den Übergang in den Beruf von Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen in Form von Beratung, Berufsvorberei-
tung, Ausbildung undBeschäftigung (Galuske 2005, S. 887). Die Jugendberufs-
hilfe versteht sich dabei als umfassende Sozialisationshilfe für jungeMenschen,
die sich zwar klassisch als „Brücke zur Arbeitswelt“ begreift und deren Fix-
punkt eine Orientierung im ersten Arbeitsmarkt darstellt, die jedoch gleichzei-
tig Hilfestellung bei Entwicklungs- undOrientierungsproblemen gibt und eine
Anwaltsfunktion für die betroffenen Jugendlichen übernimmt (Galuske/
Rietzke 2008, S. 410). Die Jugendberufshilfe beinhaltet vielfältige Arbeitsfelder
mit unterschiedlichen Arbeitsformen und Ansätzen, wobei die „Work first“
Orientierung imVordergrund steht. Beispielhaft seien hier genannt: Angebote
der Berufsorientierung, Beratungsangebote zur Klärung von Perspektiven,
Ausbildungsplatzakquise und -vermittlung, Angebote der Ausbildungsbeglei-
tung, Beschäftigungsangebote für benachteiligte Jugendliche,Maßnahmen der
Ausbildungs- bzw. Berufsvorbereitung für sogenannte nicht ausbildungsreife
Jugendliche, Maßnahmen der Berufsausbildung in außerbetrieblichen Ein-
richtungen, Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation und spezielle Ange-
bote für einzelne Zielgruppen, z.B. Mädchenwerkstätten zur beruflichen Ori-
entierung etc. (Galuske/Rietzke 2008, S. 409f.).
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Dabei stößt die Praxis auf die Schwierigkeit, dass sich die Förderungen im
Bereich des Übergangsmanagements nicht in einem Sozialgesetzbuch mit ei-
nem einheitlichen öffentlich-rechtlichen Träger finden. Vielmehr müssen
die entsprechenden Maßnahmen geradezu mosaikartig aus verschiedenen
Gesetzen mit unterschiedlichen öffentlich-rechtlichen Trägern zusammen-
gesetzt werden.

Im Rahmen einer ersten Übersicht können hierbei Maßnahmen der Ju-
gendhilfe nach dem SGB VIII auf der einen Seite und auf der anderen Seite
Maßnahmen der Existenzsicherung nach SGB II sowie der Arbeitsförderung
nach SGB III unterschieden werden. Sofern benachteiligte Jugendliche exis-
tenzsichernde Leistungen nach dem SGB II erhalten, sind gleichartige Leis-
tungen der Jugendberufshilfe vor allem nach § 13 Abs. 2 und § 10 Abs. 2
Satz 2 SGB VIII ausgeschlossen. An deren Stelle treten Regelungen des SGB
II mit einer speziellen Verweistechnik auf das SGB III zur Förderung der
„U 25“. Maßnahmen des SGB III außerhalb des Anwendungsbereiches des
SGB II können für benachteiligte Jugendliche dann in Betracht kommen,
wenn diese als speziellere Leistungen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozi-
alarbeit dem SGB VIII vorgehen. Einzelfragen hierzu werden in Kapitel 4
Rechtliche Rahmenbedingungen dargestellt.

Die Jugendberufshilfe ist eine stetig wachsende und sich ausdifferenzie-
rende Akteurin des Übergangssystems (Stauber/Walther 2011) und befasst
sich, unter anderem im Rahmen der Benachteiligtenförderung, mit der be-
ruflichen und sozialen Eingliederung Jugendlicher und junger Erwachsener
in „schwierigen Lebenslagen“ (Bojanowski/Eckardt/Ratschinski 2004, S. 2).

Für die Soziale Arbeit im Bereich Integration Jugendlicher und junger Er-
wachsener in die Arbeitswelt ergeben sich in den skizzierten Arbeitsfeldern
Fragen hinsichtlich ihres professionellen Auftrags, da sie hier in einem ge-
sellschaftlich strukturellen als auch pädagogisch konzeptionellen Span-
nungsfeld tätig ist, das durch den Blick auf Benachteiligung in erster Linie
individualisierend einwirkt (Walther 2013). Damit werden strukturelle Prob-
leme von Bildungsbenachteiligung, fehlende Ausbildungsangebote undMas-
senarbeitslosigkeit „im Sinne einer pädagogischen Bearbeitung von Soziali-
sationsdefiziten bearbeitet und erfahren im aktivierenden Sozialstaat mit
seinem Credo des ‚Förderns und Forderns‘ noch eine zusätzliche Verschär-
fung“ (ebd., S. 13), da die strukturellen Gegebenheiten, die zur Benachteili-
gung führen, aus dem Blick geraten. Hier zeigt sich die Notwendigkeit, Kon-
zepte der Sozialen Arbeit zu entwickeln, die eine professionelle Haltung in
diesem Spannungsfeld ermöglichen.
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2.3 Das Spannungsfeld Jugendberufshilfe,
Benachteiligtenförderung und Übergangssystem
im Spiegel Sozialer Arbeit

Warum konstatieren wir an dieser Stelle Soziale Arbeit im Spannungsfeld
von Jugendberufshilfe, Benachteiligtenförderung und Übergangssystem?
Alle in Kapitel zwei skizzierten Arbeitsgebiete widmen sich den gleichen Ad-
ressatinnen und Adressaten, nämlich jungen Menschen am Übergang
Schule, Ausbildung und Beruf, mit dem Ziel diese in das Erwerbsleben zu
integrieren und damit zur sozialen Inklusion zu führen. Allerdings gibt es
hinsichtlich der (sozial-)pädagogischen Blickrichtungen Unterschiede.

Während die Jugendberufshilfe als „Brücke zur Arbeitswelt“ ein klassi-
sches Feld der Jugendsozialarbeit darstellt und die Akteurinnen und Akteure
Sozialer Arbeit sich hier in erster Linie professionsgebunden wiederfinden,
decken die Benachteiligtenförderung und das Übergangssystem zusätzlich
Gebiete der Förderpädagogik und der Berufspädagogik als erziehungswis-
senschaftliche Felder ab. Gleichwohl zeigt sich ein interdisziplinäres Feld, in-
dem in allen drei Bereichen modellhaft unterschiedliche Berufsgruppen wie
Sozialarbeiterinnen und -arbeiter und Sozialpädagoginnen und -pädagogen,
Förderpädagoginnen und -pädagogen und Lehrende, Ausbildende, Verwal-
tungsangestellte undWirtschaftsvertreterinnen und -vertreter multiprofessi-
onell arbeiten und durch akteursübergreifende Koordination und Koopera-
tion im Rahmen des Übergangsmanagements gesteuert wird. Die Multi-
professionalität wirft insbesondere die Frage nach der beruflichen Koopera-
tion und der Herstellung von Transparenz in der Angebotsstruktur auf
(Braun/ Reisig 2012). Dies gilt auch für das berufliche Handeln der pädago-
gischen Mitarbeitenden in den einzelnen Maßnahmen.

Im Rahmen Sozialer Arbeit werden sowohl Bildungsprozesse (z.B. För-
derunterricht, Training sozialer Kompetenzen) als auch Beratung (Case Ma-
nagement, Einzelfallhilfe) und Planungsprozesse (Konzeptentwicklung, Auf-
bau von Netzwerken mit unterschiedlichen Akteuerinnen und Akteuren wie
Personen aus der Wirtschaft, den Kommunen, den Behörden) durchgeführt.
Die Teilnehmendengruppen in den drei skizzierten Arbeitsgebieten sind he-
terogen zusammengesetzt. Unterschiedliche Lern- und Bildungsvoraussetz-
zungen und häufig erhebliche Defizite in der Lernbiographie müssen voraus-
gesetzt werden (Bojanowski/Eckardt/Ratschinski 2004). Es gibt keine klaren
und bestimmbaren Faktoren, die die Lebensprobleme und die Schwierigkei-
ten der Zielgruppe zutreffend erklären. Es zeigen sich hier multikomplexe
Problemlagen, die häufig mit familiären, sozialen, milieubezogenen, lernbe-
zogenen oder verhaltensbezogenen Problemen in Verbindung gebracht wer-


